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Vorwort 
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als Dissertation vorlag. 
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erschienene Rechtsprechung und Literatur. 
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mals herzlich danken. Ohne seine persönliche und wissenschaftliche Betreu-
ung und Ermutigung wäre die Abhandlung nicht entstanden. 

Dem Verlag danke ich für die Aufnahme in die Reihe „Schriften zum 
Öffentlichen  Recht". 

Nürnberg, im November 1993 Helmut  Bronnenmeyer 
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Einleitung 

Die Frage nach der Widerruflichkeit  rechtmäßiger begünstigender Ver-
waltungsakte gehört seit jeher zu den umstrittensten Problemen des allgemei-
nen Verwaltungsrechts1. Hieran hat auch die Tatsache wenig geändert, daß 
der Gesetzgeber den Widerruf  von Verwaltungsakten mittlerweile in zahlrei-
chen Rechtsvorschriften normiert hat. So werfen insbesondere § 49 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes des Bundes2 (VwVfG) bzw. die inhaltsgleichen 
Regelungen in den Verwaltungsverfahrensgesetzen  der Länder3 eine Reihe 
von schwierigen und bisher kaum geklärten Zweifelsfragen  auf. Die vorlie-
gende Arbeit unternimmt daher den Versuch, die mit dem Widerruf  eines 
rechtmäßigen begünstigenden Verwaltungsakts nach § 49 VwVfG 4 verbunde-
nen Probleme darzulegen und Vorschläge zu ihrer Lösung zu entwickeln. 

Die gestellte Aufgabe soll in vier Abschnitten behandelt werden. Der erste 
Abschnitt ist der begrifflichen  Bestimmung des Widerrufs sowie des recht-
mäßigen begünstigenden Verwaltungsakts gewidmet. Im zweiten Abschnitt 
werden die Voraussetzungen diskutiert, unter denen der Widerruf  eines sol-
chen Verwaltungsakts zulässig ist. Der dritte Abschnitt befaßt sich mit den 
Rechtsfolgen, die an den Widerruf  eines rechtmäßigen begünstigenden Ver-
waltungsakts nach § 49 VwVfG geknüpft sind. Eine Auseinandersetzung mit 
den Sonderproblemen beim Widerruf  von Verwaltungsakten mit Doppelwir-
kung schließt die Untersuchung im vierten Abschnitt ab. 

1 Vgl. Erichsen,  in: Erichsen  /  Martens,  § 17 Rdnr. 3. Im älteren Schrifttum wird 
die Problematik der Widerruflichkeit  rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakte 
z.B. dargestellt bei Fleiner,  S. 196 ff.,  200 ff.;  Forsthoff,\  S. 264 ff.;  Jellinek, 
S. 271 ff.,  276; Kormann,  S. 329 ff.,  339 ff.;  Mayer,  S. 253 ff.;  Ipsen, Widerruf, 
S. 66 ff.;  Saladin,  Widerruf,  S. 185 ff.;  Schoen, Widerruf,  S. 118 ff. 

2 Vom 25. Mai 1976 (BGBl. I S. 1253, geänd. durch Art. 7 Nr. 4 AdoptionsG v. 
2.7.1976, BGBl. I S. 1749, und Art. 7 § 3 BetreuungsG v. 12.9.1990, BGBl. I 
S. 2002). 

3 Die Verwaltungsverfahrensgesetze  der Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Bremen, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen,  Saarland und Thüringen regeln den 
Widerruf  jeweils in § 49 bzw. Art. 49, das Landesverwaltungsgesetz von Schleswig-
Holstein in § 117. Die VerwaltungsVerfahrensgesetze  der Länder Berlin, Rheinland-
Pfalz und Niedersachsen verweisen auf das VwVfG des Bundes. In den übrigen 
neuen Bundesländern sind Verwaltungsverfahrensgesetze  in Vorbereitung. Vgl. Mau-
rer,  § 5 Rdnr. 13 ff.;  Ule/Laubinger y § 8 IV. 

4 Für die genannten landesrechtlichen Bestimmungen gelten die folgenden Aus-
führungen entsprechend. 



Erster  Abschnitt 

Begriffsbestimmungen 

§ 1 Der Begriff  des Widerrufs 

Eine Erörterung der aufgeworfenen  Fragen erfordert  zunächst Klarheit 
über die begriffliche  Bestimmung des Widerrufs im Sinne des § 49 VwVfG. 

A. Die einzelnen Begriffsmerkmale  des Widerrufs 

§ 49 VwVfG enthält keine Legaldefinition des Widerrufs.  Dennoch scheint 
in der Literatur über die Begriffsmerkmale  des Widerrufs im wesentlichen 
Einigkeit zu herrschen. Meist wird unter einem Widerruf  nach § 49 VwVfG 
die Aufhebung eines rechtmäßigen Verwaltungsakts durch eine Behörde ver-
standen1. Manche Autoren fordern zusätzlich, daß die Aufhebung außerhalb 
eines Widerspruchsverfahrens  geschieht2. Bei näherer Betrachtung erweist 
sich indes, daß die Begriffsbestimmung  des Widerrufs durchaus mit einigen 
Schwierigkeiten verbunden ist3. 

I. Die Aufhebung des Verwaltungsakts 

Kein Zweifel kann allerdings bestehen, daß ein Widerruf  im Sinne des 
§ 49 VwVfG nur vorliegt, wenn der betreffende  Verwaltungsakt aufgehoben 
und also unwirksam wird4. Dies ergibt sich zwingend aus § 43 Abs. 2 

1 Achterberg,  §23 Rdnr. 46; Ule  /  Laubinger,  §61 I; Klappstein,  in: Knack, 
VwVfG, § 49 Rdnr. 3.1; Meyer,  in: Meyer/Borgs,  VwVfG, § 49 Rdnr. 7; Stelkens/ 
Sachs, in: Stelkens  /  BonklLeonhardt,  VwVfG, § 49 Rdnr. 3; Lange, Jura 1980, 456 
(459); Wendt,  JA 1980, 85 (86). 

2 Erichsen,  in: Erichsen!Martens,  § 15 Rdnr. 3; Maurer,  § 11 Rdnr. 11; Ule/Lau-
binger,  § 61 I, V; Kopp,  VwVfG, § 49 Rdnr. 7. 

3 Klarheit besteht freilich, daß die Bezeichnung als „Widerruf 4 kein notwendiges 
Begriffsmerkmal  darstellt; siehe z.B. OVG Münster, NVwZ-RR 1988, 1 (2); Achter-
berg,  § 23 Rdnr. 47; Kopp,  VwVfG, § 49 Rdnr. 8. 

4 Erichsen,  in: Erichsen/Martens,  § 15 Rdnr. 3; Maurer,  § 11 Rdnr. 11; Ule!Lau-
binger,  § 61 I; Klappstein,  in: Knack,  VwVfG, § 49 Rdnr. 3.1; Kopp,  VwVfG, § 49 
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VwVfG, der den Widerruf  als einen Unterfall der Aufhebung des Verwal-
tungsakts ansieht und bestimmt, daß ein Verwaltungsakt wirksam bleibt, 
„solange und soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen,  anderweitig auf-
gehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist". § 49 
Abs. 3 VwVfG regelt ergänzend dazu den Zeitpunkt des Unwirksamwerdens. 

Maßnahmen, die - wie z.B. die bloße Berichtigung offenbarer  Unrichtig-
keiten5 - die Wirksamkeit des Verwaltungsakts unberührt lassen, können 
somit nicht als Widerruf  im Sinne des § 49 VwVfG angesehen werden mit 
der Folge, daß sie den Beschränkungen der Widerruflichkeit  begünstigender 
Verwaltungsakte nicht unterfallen. Auf die damit im Zusammenhang stehen-
den Abgrenzungsprobleme wird bei der Erörterung der Rechtsfolgen des Wi-
derrufs im dritten Abschnitt einzugehen sein6. 

II. Die Aufhebung durch eine Behörde 

Es muß auch nicht näher erläutert werden, daß von einem Widerruf  nach 
§ 49 VwVfG nur gesprochen werden kann, wenn die Aufhebung des Verwal-
tungsakts durch eine Behörde im Sinne des § 1 Abs. 4 VwVfG verfügt 
wird7. Denn das VwVfG gilt (ebenso wie die Verwaltungsverfahrensgesetze 
der Länder) nach seinem § 1 nur für die öffentlich-rechtliche  Verwaltungs-
tätigkeit der Behörden. 

Dieses Begriffsmerkmal  unterscheidet den Widerruf  im Sinne des § 49 
VwVfG insbesondere von der Aufhebung des Verwaltungsakts durch ein 
Gericht in seiner Eigenschaft als unabhängiger Spruchkörper. Die Gerichte 
unterliegen bei der Aufhebung von Verwaltungsakten nicht den Bindungen 
des VwVfG 8, sondern den Vorschriften der §§ 113, 114 VwGO, wonach die 
Kassation eines rechtmäßigen Verwaltungsakts durch gerichtliche Entschei-
dung nicht in Betracht kommt. 

Rdnr. 7; Meyer,  in: Meyer  I Borgs,  VwVfG, Rdnr. 7; Stelkens  ! Sachs, in: Stelkens  / 
Bonk/Leonhardt,  VwVfG, § 49 Rdnr. 4, § 48 Rdnr. 13; Erichsen,  Jura 1981, 534 
(535); Lange, Jura 1980, 456 (459); Martens,  Jura 1979, 83; Begründung,  S. 67. 

5 Siehe § 9 A.III.2. 
6 Siehe § 9 A.III. 
7 Maurer,  § 11 Rdnr. 11; Ule  /  Laubinger,  § 61 I; Kopp,  VwVfG, § 49 Rdnr. 7; 

Meyer,  in: Meyer/Borgs,  VwVfG, § 49 Rdnr. 7; Lange, Jura 1980, 456 (459); Mar-
tens,  Jura 1979, 83 (84); Wendt,  JA 1980, 85 (86). 

8 Ule!Laubinger,  § 61 V. 


